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Bezirksbühne Cha r l o t t e nbu r g -W i lme r sdo r f

Der SPD-CDU-Koalition mangelt es an Ideen -         
zum Schaden Berlins. 

Nach nur elf Tagen Amtszeit 
musste der CDU Senator für 
Justiz und Verbraucherschutz 
wegen fragwürdigen Immobi-
liengeschäften seinen Sessel 
räumen. Ein kläglicher Auftakt 
der neuen SPD-CDU-Stadtre-
gierung, der große Zweifel an 
dieser Koalition aufkommen 
lässt. Es erinnert fatal an die 
unselige große Koalition in 
den 1990ern, in deren Regie-
rungszeit mit beiden Parteien 
verbandelte Immobilienritter 
die Stadtfinanzen ruinierten.

Wo SPD und CDU auf eigene 
Ideen zurückgreifen, wird es 
dünn.

Welch laue Politik die Stadt 
erwartet, zeigt der neue Ko-
alitionsvertrag dieser alten 
Verbindung: Viele schöne 
Worte aber wenig Neues. Was 
gut ist, wurde von der rot-roten 
Koalition abgeschrieben. Wo 
man auf eigene Ideen zurück-
greift, wird es dünn: Ausbau 
der A 100 und ungebremster 
Fluglärm zur Stärkung der 
Wirtschaft sowie 250 Polizisten 
mehr, das sind die originellsten 
Ideen der neuen Koalition. An-
sonsten hat die CDU Kreide 
gefressen und Frank Henkel ist 
vom Pitbull zu Wowereits Pudel 
mutiert. Zurück zu den Futter-
trögen um jeden Preis ist die 
Parole der angeblich runder-
neuerten CDU.
Das Strickmuster zeigt sich 
auch bei der Wohnungspolitik. 
Die meisten Forderungen wur-
den von der rot-roten Koalition 

Der Wowereit-Henkel-Senat 
oder Die Rückkehr 
der Immobilienritter
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Das Äußere täuscht: im Berliner Rathaus wird keine rote Politik gemacht.

50.000 Euro für elf Tage 
Amtszeit als Senator für Justiz 
und Verbraucherschutz be-
kommt der Zehlendorfer CDU-
Politiker Michael Braun. Ges-
tolpert ist Braun, von Beruf 
Notar, über die Beurkundung 
von Schrottimmobilien, mit 
denen Verbraucher massiv 
geschädigt wurden. Ermög-
licht hat diesen schamlosen 
Griff Brauns in die Stadtkasse 
Klaus Wowereit. Bei Rücktritt 
hätte der Gierhals keinen Cent 
bekommen. Bei einer Entlas-
sung waren 50.000 Euro fällig. 
Wowereit hat ihm den Gefallen 
getan. Es ist ja nicht sein Geld.. 

Michael Berger

50.000 Euro 
für elf Tage

Kommentar

oder den Mietervereinen abge-
schrieben. Wichtiges aber weg-
gelassen.
Hehre Worte über den sozialen 
Zusammenhalt in der Stadt, 
aber kein Wort zu der notwen-
digen Erhöhung des seit 2004 
unveränderten Wohnkosten-
zuschusses für Menschen mit 
niedrigen Einkommen. Zu 
Recht nennt dies Reiner Wild 
vom Berliner Mieterverein 
einen politischen Skandal, 
denn durch stark steigende 
Mieten werden die unteren 
Einkommensempfänger an den 
Stadtrand gedrängt.

Die Bundesratsintiative zur 
Begrenzung der Mietsteigerun-
gen wird fallen gelassen.

6.000 neue Wohnungen pro 
Jahr sollen gebaut werden, um 
den Mietanstieg zu bremsen. 
Das ist ein schlechter Witz, 
denn 6.000 Wohnungen sind 
ganze 0,3 Prozent des Berliner 
Bestandes. Das ist weniger als 
ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Und den schafft der Ber-
liner Wohnungsmarkt auch al-
leine. Schon bis Oktober lagen 
die 2011 erteilten Baugenehmi-
gungen bei 6.191 Wohnungen 
mit weiter steigender Tendenz. 
Jährlich 6.000 Wohnungen zu 
bezahlbaren Mieten, das wäre 
ein respektables Ziel. 
Die Forderungen der Mie-
tervereine zur Begrenzung 
der gesetzlichen Mieterhö-
hungsmöglichkeiten wurden 
brav abgeschrieben. Doch die 
Bundesratsinitiative zu einer 

entsprechenden Änderung der 
Mietgesetze, die doch mit der 
CDU besonders aussichtsreich 
wäre, wurde klammheimlich 
fallen gelassen.
Der Wohnungsbestand der 
städtischen Wohnungsbauge-
sellschaften soll von ca. 270.000 
auf 300.000 Wohnungen er-
höht werden. Klingt gut. Doch 
knapp 5.000 von den dazu not-
wendigen 30.000 Wohnungen 
wurden bereits vor der neuen 
Regierung erworben. Und 
20.000 zu teuer eingekaufte 
Wohnungen der landeseigenen 
Berliner Immobilien Holding, 
sollen den städtischen Gesell-
schaften aufs Auge gedrückt 
werden. Das sind Umschul-
dungsstricks, aber keine seriöse 
Politik.
Mit dieser Politik werden die 
Mieten in Berlin munter weiter 
steigen. Und das scheint durch-
aus gewollt zu sein.

Michael Berger
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Antrags- und Dokumentenabgabe beim JobCenter
Bei der Abgabe von Anträgen an das Job-Center gilt einiges zu beachten. Was, das können sie hier lesen.

Da uns in letzter Zeit häufiger zu Ohren 
gekommen ist, dass Anträge oder Doku-
mente auf dem Weg zum JobCenter oder 
im JobCenter den Pfad zum richtigen Sach-
bearbeiter nicht fanden, möchten wir kurz 
aufzeigen, wie diese „Pannen“ zu vermeiden 
sind.
Das JobCenter muss 
jeden Antrag, auch form-
los, sofort annehmen. 
Die Ablehnung mit Hin-
weis auf einen späteren 
Abgabetermin wegen 
fehlender Unterlagen ist 
rechtswidrig.
Wünschenswert ist natürlich, dass die Un-
terlagen vollständig sind. Sollten Unterlagen 
nachgereicht werden müssen, gilt der Tag des 
Antrags für spätere Leistungen.
Ein Erstantrag muss immer persönlich 
gestellt werden, auch hier müssen die Unter-
lagen nicht sofort komplett sein.

DIE LINKE ehrt das Erbe Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts: mit Blumen und mit dem Kampf für soziale Gerechtigkeit.
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Gedenken an Rosa und Karl
Der Leidensweg von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht begann in Wilmersdorf.
Nur Wenigen ist bekannt, dass 
der letzte Leidensweg von Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht  
in Wilmersdorf begann. Ge-
gen 21:30 Uhr wurden sie am 
15.1.1919 in ihrer Bleibe in der 
Wohnung der Familie Marcus-
son, im ersten Stock des Hauses 
Mannheimer Straße 27 durch 
die sogenannte Einwohnerwehr 
verhaftet und ins Hotel Eden am 
heutigen Olof-Palme-Platz ver-

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Die Staatsanwaltschaft 
sucht nach dem Verbleib 
von 190 Mio. Euro.
Im Londoner „One Hyde Park“, 
der aktuell teuersten Wohnad-
resse der Welt, kostet der 
Quadratmeter Wohnung knapp 
88.000 Euro. Bis 2016 soll der 
Quadratmeterpreis für ver-
gleichbare Luxusobjekte sogar 
auf 125.000 Euro klettern. So 
berichtet der Branchendienst 
Immobilien Weekly. Es gibt 
noch drei andere Metropolen, 
in denen über 50.000 Euro pro 
Quadratmeter bezahlt werden 
müssen: New York, Hong-
kong und Paris. Hier heißt es 
für Berlin „Überholen ohne 
Einzuholen“. Die Attraktivität 
unserer deutschen Metropole 
lebt von bezahlbare Wohnun-
gen und Mieten. Lieber arm 
und sexy, als reich und teuer!

Michael Berger

88.000 Euro 
pro Quadrat-
meter

Die Zustellung von
 Unterlagen über den 

JobCenter-Briefkasten 
sollte nur im Beisein 

eines Zeugen erfolgen!
Mein persönlicher Tipp:

Alle Unterlagen (Anträge, Widersprüche, Anlagen, Ar-
beitsunfähigkeitsbescheinigungen) per Fax an das 
entsprechende Team des JobCenters ohne Namen 
eines Mitarbeiters senden und dann ein einfacher Brief 
oder Einwurf im Briefkasten des JobCenters.

Für eine Veränderungsmitteilung hat bei mir vor kur-
zem nur ein Fax gereicht, enorm schnell, allerdings in 
Tempelhof-Schöneberg und das will schon was heißen.

Achtung Neu!: Erstantrag und Weiterbe-
willigungsantrag gelten ab dem Ersten des 
Monats, in dem sie gestellt werden.
Die Angabe der Bedarfsgemeinschaftsnum-
mer auf allen Unterlagen ist sehr wichtig!
Antrag und Unterlagen sollten im JobCenter 

am Empfang oder beim 
Mitarbeiter nur gegen 
eine Empfangsbestäti-
gung abgegeben werden. 
Ein Stempel auf Kopien 
der Unterlagen mit Unter-
schrift eines Mitarbeiters 
des JobCenters ist auch 
in Ordnung. Von einem 

Vertreter, unter anderem im Krankheitsfall, 
verlangen die JobCenter unrechtmäßig ein 
Personaldokument.
Die Zustellung von Unterlagen über den 
JobCenter-Briefkasten sollte nur im Beisein 
eines Zeugen erfolgen, der den Inhalt des 
Briefes gesehen hat. Eine Abgabe der Doku-

mente ist auch unter Zeugen möglich. Diese 
Quittung erfolgt auf der Kopie mit Datum, 
den Abgabeort, den Dokumenteninhalt und 
die Abgabezeit; Unterschiedlich je nach Job-
Center,
Die Zusendung durch Einschreiben mit 
Rückschein ist zu teuer und fraglich, da 
ja auch ein vielleicht leerer Briefumschlag 
nichts bringt.

Josef Moß

men und getötet wurde.
Seit 1990 befindet sich im 
Gehsteig vor dem Haus in der 
Nähe des Rathauses Wilmers-
dorf eine steinerne Gedenk-
tafel, an der auch DIE LINKE. 
Charlottenburg-Wilmersdorf 
am Vormittag des 15. Januars in 
stillem Gedenken ein Blumenge-
binde niederlegte.

Marlene Cieschinger

schleppt. Dort wurden sie von 
Angehörigen der Garde-Kaval-
lerie-Schützen-Division verhört 
und gefoltert. Schließlich gab der 
Kommandant Pabst spätabends 
den Befehl zu ihrer Ermordung. 
Während Karl Liebknecht zuerst 
weggebracht wurde, nähte Rosa 
Luxemburg noch ihren bei der 
Festnahme aufgerissenen Rock-
saum an und las dann in Goethes 
»Faust«, bis auch sie mitgenom-
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Auf dem EU-Gipfel letzten Dezember in Brüssel hat sich 
die Bundesregierung durchgesetzt. Politiker und Banker 
wollen ihre Haut retten - auf Kosten der Bevölkerung. Die 
Folgen der Beschlüsse werden auch in Berlin spürbar 
sein, meint Stefan Bornost.
Die politischen Chefs der Eurozone haben 
sich dem Diktat von Merkel und Sarkozy 
gebeugt. Sie haben auf dem EU-Gipfel Mitte 
Dezember einer weiteren Entdemokratisie-
rung der Wirtschafts- und Finanzpolitik in 
der EU zugestimmt. Die Politiker und Banker 
wollen ihre Haut retten - auf Kosten der Be-
völkerung.
Politische Entscheidungen über Renten, Bil-
dung, Kindererziehung, Gesundheit, aber 
auch über Steuern und Abgaben werden damit 
noch mehr als bisher 
der demokratischen 
Willensbildung der 
99 Prozent entzogen:
• In Zukunft sollen 
alle Haushalte eine 
eingebaute Schul-
denbremse nach deutschem Modell erhalten 
• Die EU-Kommission erhält mehr Durch-
griffsrechte in der Haushaltsaufsicht 
• Es soll automatische Konsequenzen (Strafen) 
gegen einzelne Staaten geben 
Zugleich wurde beschlossen, dass private 
Gläubiger (Banken) nicht mehr an einem 
Schuldenerlass für vom Bankrott bedrohte 
Länder beteiligt werden sollen. Frau Merkel 
hat sich durchgesetzt: in Zukunft werden we-
sentliche Haushaltsrechte der nationalen Par-
lamente außer Kraft gesetzt.
Die Beschlüsse von Brüssel erlauben es nicht 
gewählten Gremien wie der Europäischen 
Zentralbank und dem IWF und den hinter 
ihnen stehenden Banken die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik zu diktieren und ihre Sparpoli-
tik gegen die großen Mehrheit der Menschen 

Von Brüssel nach Berlin

durchzusetzen.
Das Ziel dieser Beschlüsse ist es, die Banken 
zu retten und die Mehrheit für die Krise bluten 
zu lassen. Gleichzeitig wird dadurch die Krise 
verschärft: Über 1,5 Billionen Euro müssen 
die Euro-Länder in den nächsten fünf Jahren 
“einsparen”, um dem unsinnigen Schuldenab-
baupakt gerecht zu werden. Dies wird Europa 
in eine tiefe Rezession und einen Großteil der 
Bevölkerung in die Armut treiben.
Die Krise der Staatsfinanzen in Europa wird 

auch Auswirkungen 
auf die Rahmen-
bedingungen in 
Berlin haben. Jeder 
Anstieg der Refi-
nanzierungskosten 
durch Zinserhö-

hungen wird den Spielraum der öffentlichen 
Haushalte einschränken und damit ohne 
Steuererhöhungen bei den Reichen zu Ge-
bührenerhöhungen und/oder zu einer Ein-
schränkung bei der öffentlichen Daseinsfür-
sorge führen. Das trifft eine Stadt in der jetzt 
schon die Mittelzuweisungen für die Bezirke 
vollkommen unzureichend sind , um die so-
zialen Aufgaben zu lösen, die Schulen unter 
erheblichen Lehrermangel in verschiedenen 
Fächern leiden und die Situation an den 
Hochschulen eine Katastrophe ist. Kurzum: 
Die Brüsseler Beschlüsse werden mittelfristig 
auch Folgen für den Bezirk Charlottenburg-
Wilmersdorf haben – dann steht einmal mehr 
der Kampf gegen Rotstift-Politik wie er in 
Ländern wie Griechenland im Großen statt-
findet, heir im Kleinen auf der Tagesordnung.

Der Schuldenabbaupakt wird 
Europa in die Rezession und die 
Europäer in die Armut führen.

Schulden-
schnitt wird 
zum Spekula-
tionsgeschäft
Während immer mehr Griechen 
verarmen wollen Banken und 
Hedgefonds ihre Profite im 
Falle einer Staatspleite vor dem 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte einklagen.

“Die Finanzmafia schreckt vor nichts zurück. 
Es ist ein Skandal, dass bei der freiwilli-
gen Gläubigerbeteiligung mit allen Mitteln 
um Milliarden gezockt wird. Hedgefonds 
drohen sogar damit, ihre Milliardenprofite 
im Fall eines erzwungenen Schuldenschnitts 
vor dem Europäischen Gerichtshof für Men-
schenrechte einzuklagen, während gleich-
zeitig immer mehr Menschen in Griechen-
land infolge der dem Land aufgezwungenen 
Kürzungspolitik obdachlos werden und auf 
der Straße schlafen müssen”, kommentiert 
Sahra Wagenknecht die Gerüchte über eine 
baldige Einigung zum griechischen Schul-
denschnitt. Die Erste Stellvertretende Vorsit-
zende der Fraktion DIE LINKE weiter:
“Ein Schuldenschnitt dient dem Zweck, den 
griechischen Staatshaushalt wieder auf eine 
tragfähige Grundlage zu stellen und der 
griechischen Bevölkerung wieder Luft zum 
Atmen zu verschaffen. Das kann aber nur 
gelingen, wenn sich die Politik endlich aus 
dem Würgegriff der Finanzmärkte befreit. 
Nur dann kann auf die Farce einer freiwil-
ligen Gläubigerbeteiligung verzichtet und 
stattdessen ein ausreichend großer Schul-
denschnitt für alle Gläubiger ohne jede Aus-
nahme durchgesetzt werden.

DIE LINKE fordert einen grundlegenden 
Kurswechsel in der Krisenpolitik. Die Kür-
zungsdiktate müssen sofort beendet, die 
öffentlichen Haushalte aus der Abhängigkeit 
von den Kapitalmärkten befreit werden. Über 
eine öffentliche europäische Bank sollen die 
Eurostaaten zinsgünstige Kredite bei der 
EZB erhalten. Gleichzeitig sind die Staats-
schulden durch einen harten Schulden-
schnitt und eine europaweite Vermögensab-
gabe für Millionäre drastisch zu senken. Die 
Finanzierung der öffentlichen Haushalte 
muss durch eine höhere Besteuerung von 
Reichen und großen Konzernen dauerhaft 
auf eine solide Grundlage gestellt werden.”

Sarah Wagenknecht

Druck von Unten gegen die Diktatur der Finanzmärkte.
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Die Berliner S-Bahn. Oder es 
kommt kein Zug
Die erste Stufe ist geschafft. 31.870 Unterschriften wurden abgegeben - 
20.000 gültige Unterschriften waren nötig, um die erste Hürde zum Volksent-
scheid zu nehmen.
Wenn man so will, war die S-
Bahn selbst die stärkste Unter-
schriftensammlerin. So demons-
trierte der Stromausfall, der den 
S-Bahn-Verkehr in Berlin we-
nige Tage vor dem Ablauf der 
ersten Stufe des Volksbegehrens 
vollständig zum Erliegen ge-
bracht hat, noch einmal sehr ein-
drucksvoll, dass es kein Zufall ist, 
dass die S-Bahn seit zweieinhalb 
Jahren nach verschiedenen Not-
fallfahrplänen fährt.
Jeden Tag stellen sich tausende 
Fahrgäste erneut die leidige 
Frage: Kommt sie nur zu spät 
oder gleich gar nicht? Verspä-
tungen, zahlreiche Zugausfälle, 
lange Wartezeiten, völlig über-
füllte Züge und der Ausfall gan-
zer S-Bahn Linien. Besserung 
auch nach Jahren nicht in Sicht.
Um diese Entwicklung zu stop-
pen und langfristig umzukehren, 
hat sich der Berliner S-Bahn-
Tisch gegründet. Die Initiative 
sammelte seit Ende Juni 2011 
Unterschriften, die einen Volks-
entscheid einleiten sollen. DIE 
LINKE Charlottenburg-Wil-
mersdorf hat die Initiative von 
Anfang an aktiv unterstützt und 

war beim S-Bahn-Tisch auch 
personell vertreten.
In dem Gesetzesentwurf zum 
Volksentscheid wird unter an-
derem die Offenlegung des Ver-
trags zwischen dem Land Berlin 
und der S-Bahn gefordert. In 
einem neuen Ver-
trag soll außer-
dem festgehalten 
werden, dass 
sich auf jedem 
S-Bahnhof Auf-
sichts-personal 
befinden muss 
und innerhalb 
des Stadtgebiets jeder Umsteige-
bahnhof einen Fahrkartenschal-
ter hat, der mindestens zehn 
Stunden geöffnet ist. Zudem 
sollen wieder so viele Züge wie 
im Jahr 2005 eingesetzt werden. 
Damals besaß die S-Bahn 705 
Doppelwagen. Derzeit sind es 
nur noch 650, von denen keine 
500 einsatzfähig sind.
Im Ergebnis geht es aber 
auch darum, die Zerschla-
gung der Berliner S-Bahn 
zu verhindern. Nachdem 
nun die Scheinverhand-
lungen über den Verkauf der S-

Die Berliner S-Bahn 
wurde für für kurz-

fristige Profitinteres-
sen fast zugrunde 

gerichtet.

Bahn mit der Deutschen Bahn 
AG von Klaus Wowereit für ge-
scheitert erklärt wurden, werden 
nun die wahren Absichten des 
Senats, nämlich die Teilaus-sch-
reibung und damit die Zerschla-
gung der Berliner S-Bahn, erken-

nbar. Dies wird 
das momentane 
S-Bahn-Chaos 
nicht lösen, 
sondern diesen 
Zustand nur dau-
erhaft festigen.
Am Beispiel der 
Berliner S-Bahn 

kann man gut erkennen, wie ein 
jahrzehntelang gut funktionie-
rendes Verkehrsunternehmen, 
für kurzfristige Profitinteressen 
innerhalb von wenigen Jahren 
fast zugrunde gerichtet werden 
kann.
Es ist an der Zeit dagegenzu-
halten und umzusteuern. Und 
dafür ist das Erreichen der ersten 
Stufe dieses Volksentscheids ein 
erster wichtiger Schritt und ein 
toller Erfolg.

M.Renner

Wie geht es 
jetzt weiter 
mit dem 
Volksent-
scheid?
Senat und Abgeordne-
tenhaus werden den 
vorliegenden Gesetzent-
wurf wohl ablehnen. 
Dann wird noch in 
diesem Jahr die zweite 
Stufe des Volksbegeh-
rens starten.

Nachdem die Senatsverwaltung 
das Erreichen der notwendigen 
20.000 Unterschriften bestätigt 
hat, muss der Senat den Gesetzes-
entwurf prüfen. 
Sofern es keine Beanstandungen 
gibt, wird der Entwurf dem Ab-
geordnetenhaus vorgelegt. 
Das Abgeordnetenhaus berät 
dann die Vorlage oder verwei-
gert die Befassung. Im Falle der 
Beratung kann die Vorlage kom-
plett oder “in seinen wesentli-
chen Inhalten” übernommen 
werden. Bei Ablehnung oder bei 
Nichtbefassung hat der Berliner 
S-Bahn-Tisch drei Monate Zeit, 
um den Beginn des Volksbegeh-
rens zu beantragen. Nach dem 
Einreichen des Antrages beginnt 
das Volksbegehren innerhalb 
eines Monats.
Da Senat und Abgeordneten-
haus das Anliegen aller Voraus-
sicht nach ablehnen werden, 
kann man sich sicher sein, dass 
dieses Jahr die zweite Stufe 
des Volksbegehrens gestartet 
wird. Dann werden ca. 172.000
Unterschriften in vier Monat-
en zu sammeln sein, bevor 
schließlich alle Wahlberechtig-
ten zur Teilnahme am Volksents-
cheid aufgerufen sind.

M.Renner

Die S-Bahn in Bürgerhand - dafür weiter Unterschriften sammeln!
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Kudamm Karree: Zurück auf Los

Nun ist es so gekommen, wie wir befürchtet 
haben. Der irische Immobilieninvestor Bal-
lymore kann das 500 Millionen Investment 
Kudamm-Karree nicht stemmen! Fieberhaft 
wird nach einem finanzkräftigen Partner 
gesucht. Man munkelt sogar, dass Bally-
more den Verkauf des 200 Millionen teuren 
Grundstückes favorisiert. Das Interesse 
scheint begrenzt. Zur Erinnerung: Mit Hil-
fe des Stararchitekten David Chipperfield 
wurde dem Bezirk wirtschaftliche Kraft und 
weitsichtige Planung von einem – so hat 
ihn die LINKE von Anfang an eingeschätzt 
-Hasardeur der Baubranche vorgegaukelt. 
CDU, SPD und Grüne sind dieser Show 
erlegen, haben die beiden Kudamm Bühnen 
auf dem Altar einer vorgeblich strahlenden 
Zukunft des Kudamm-Karrees geopfert. 
Und stehen nun mit einer immer mehr 
verwahrlosenden Immobilie da. Damit ist 
das Kudamm-Karree zum Symbol des poli-
tischen Versagens dieser Parteien geworden. 
Ob sie diese Verantwortung allerdings an-
nehmen, ist zu bezweifeln. Bis heute geben 
sie nicht zu, dass sie sich über Ballymore un-
zureichend informiert und die Hinweise der 
LINKEN über die wirtschaftliche Situation 
des irischen Großspekulanten ignoriert ha-
ben. Das Kudamm-Karree wurde von SPD, 
CDU und Grüne sprichwörtlich an die Wand 
gefahren! Jetzt wäre der richtige Zeitpunkt, 
die unverantwortliche Grundstücksspekula-

CDU/ SPD 
und Grüne: 
Stadtent-
wick-
lungsmurks

tion zu beenden. Der Erhalt der beiden Büh-
nen muss im überarbeiteten Bebauungsplan 
festgeschrieben werden.

Kein Mega Möbler am Grunewald!

Am Güterbahnhof Grunewald droht ein an-
deres Desaster. Hier will der  Berliner Möbel-
händler Krieger ( Möbel Höffner), ein neues 
Mega-Möbelhaus bauen. Ein Vorhaben, das 
wir ablehnen, weil das unmittelbar benach-
barte Wohngebiet durch den Kunden-und 
Lieferverkehr zu stark belastet wird. Auch 
hier eiern CDU, SPD und Grüne nur her-
um. Sie wollen zwar auch kein Möbelhaus, 
schaffen aber mit ihrer politischen Mehrheit 
für den Unternehmer keine klaren Entschei-
dungsgrundlagen.. Sie fragen bei Krieger 
an, ob er nicht lieber Wohnungen statt eines 
Möbelhauses bauen will. Sie fragen nach der  
Einhaltung des Denkmalschutzes für die ehe-
maligen Eisenbahnerwohnungen. Sie fragen 
nach dem Artenschutz für Tiere und Pflan-
zen, die sich in dem seit Jahren brachliegen-
den Gelände angesiedelt haben. So kommen 
wir keinen Schritt weiter. Wie soll denn der 
Kompromiss mit Krieger aussehen, wenn 
ein Möbelhaus nicht in Frage kommt. Wir 
unterstützen die Anwohnern und die sich 

neu gegründete Bürgerinitiative bei ihren 
Bemühungen, das Möbelhaus zu verhindern 
und eine wohnverträgliche Nutzung des 
Geländes sicher zu stellen. Wir könnten uns 
eine Nutzung durch Wohnungen oder durch 
Sportanlagen vorstellen, wenn die Lärm-
schutzprobleme gelöst werden können.

Schnellschuss im Wahlkampf

Der Schnellschuss, mit der Zufallsmehrheit 
von CDU und Grünen im Bezirksamt den 
Bebauungsplan für Wohnungen auf der 
Gerhart- Hauptmann-Anlage zu kippen, 
hat im Wahlkampf hohe Wellen geschla-
gen. Es war der – gelungene - Versuch der 
CDU  ihre Wahlchancen in Alt-Wilmersdorf 
zu verbessern. Für die Komplizen von den 
Grünen, war der Coup weniger erfolgreich. 
Ihre Rechnung in Alt Wilmersdorf das Di-
rektmandat zu gewinnen, ging nicht auf. Der 
CDU-Kandidat wurde gewählt. Nun stehen 
die Grünen mit ihrem neuen bezirklichen 
Partner SPD einer Wohnbebauung wieder 
aufgeschlossener gegenüber. Wir werden 
sehen, ob die Grünen die undankbaren 
Wähler bestrafen und trotzig für eine Wohn-
bebauung stimmen.

Wolfgang Tillinger

Das neue Bürgerhaus am Halem-
weg soll im Februar nach der 
dann abgeschlossenen Renovie-
rung eröffnet werden. Hier sollen 
dann Stadtteilbüro, Bürgeramt, 
Bibliothek und Jugendclub un-
ter einem Dach ihre Dienste 
anbieten. Wir würden gerne von 

Charlottenburg Nord darf nicht vom Bezirk 
abgekoppelt werden!

ihnen erfahren, was sie von die-
sen bezirklichen Einrichtungen 
erwarten und wie sie sich deren 
Öffnungszeiten vorstellen. 
Dazu sind die beiden Bezirksver-
ordneten Marlene Cieschinger 
und Wolfgang Tillinger am 17.2. 
2011 in der Zeit von 18 bis 20 

Wolfgang Tillinger
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Uhr im Restaurant im Zentrum, 
Halemweg 17 – 19 vor Ort. 
Kommen sie einfach mal vorbei 
und reden sie mit ihnen über 
ihre Verbesserungswünsche, 
Probleme mit den Ämtern eben 
über alles was sie schon immer 
über den Bezirk und ihre Erwar-
tungen an ihn sagen wollten.
Sie können sie aber auch immer 

unter der E-Mail Adresse er-
reichen : bvv@dielinke-charlot-
tenburg-wilmersdorf.de
Wir freuen uns auf das Gespräch 
mit Ihnen und seien sie sicher: 
Die beiden werden nicht nur 
zuhören. Sie werden sich küm-
mern. Kommen sie also ein-
fach am 17.2. ins Restaurant im 
Zentrum, Halemweg 17-19

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
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Da kann man 
sowieso 
nichts
machen?

„Die da oben machen sowieso, was sie wol-
len“. Den Satz habe ich schon so oft zu hören 
bekommen – und ich mag ihn nicht. Er 
stimmt nämlich nur dann, wenn Menschen 
die Hoffnung aufgeben, zurückweichen und 
sich alleine zu Hause über irgendwelche 
Dinge ärgern, anstatt zu versuchen, sie zu 
beeinflussen. Gerade auf Bezirksebene wäre 
das ein Fehler, denn Bürgerinnen und Bür-
ger haben tatsächlich mehrere Möglich-
keiten, zu zeigen, wenn ihnen etwas in ihrer 
Umgebung nicht gefällt oder Verbesserun-
gen in ihrem Kiez nötig wären. Vielleicht fra-
gen sie sich, warum ein Baum in ihrer Straße 
gefällt werden soll? Wünschen sie sich einen 
Zebrastreifen an einer gefährlichen Ecke? 
Möglicherweise fühlen sie sich abends auf 
einem schlecht beleuchteten Weg unsicher? 
Oder sie finden, dass der nahe Spielplatz zu 
verkommen droht? 
Solche und andere Ärgernissen oder auch 
Befürchtungen muss man nicht einfach hin-
nehmen oder darauf warten, dass sich eines 
Tages jemand vielleicht darum kümmert. Es 
kann ja sein, dass niemand 
der Verantwortlichen bislang 
davon gehört hat und so man-
cher Plan, der auf dem Papier 
gut aussieht, widerspricht den 
Interessen der Nachbarschaft.

Der erste Schritt: sich informieren

Der erste, wichtige Schritt besteht darin, sich 
genau und rechtzeitig zu informieren. Alle 
Sitzungen der Bezirksverordnetenversamm-
lung (BVV) sowie der allermeisten Aus-
schüsse sind öffentlich. Ebenfalls sind alle 
Dokumente, die nicht dem Datenschutz 
(hauptsächlich im Sinne von Betroffenen) 
unterliegen, im Internet oder im BVV-Büro 
einsehbar.
Bei größeren, die Anwohnerschaft betref-
fenden Vorhaben finden Informationsver-
anstaltungen vor Ort statt. Dorthin zu gehen, 
Fragen zu stellen und mit anwesenden Ver-

Wer kämpft kann 
verlieren - wer nicht 
kämpft, hat schon 

verloren!

Die Bürgerinnen und 
Bürger haben mehr 
Möglichkeiten, in die 
Politik einzugreifen, als 
sie oftmals glauben.

Kontakt zu den Bezirksverordneten:

 BVV Charlottenburg-Wilmersdorf: Fehrbelliner 
Platz 4 - 10707 Berlin - Zi 3126 - Tel 9029-14 901, 
http://www.berlin.de/ba-charlottenburg-wilmers-
dorf/bvv-online/allris.net.asp

 Eingaben / Beschwerden / Bürgeranfragen: 
http://www.berlin.de/ba-charlottenburg-wilmers-
dorf/bvv/formular__allgemeine_frage_an_bvv.php

 Bezirksverordnete der LINKEN:  Fehrbelliner 
Platz 4 - 10707 Berlin - Zi 3105 - Tel 33 77 81 68, 
bvv@dielinke-charlottenburg-wilmersdorf.de

Marlene Cieschinger
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antwortlichen zu diskutieren, ist eine gute 
Idee, um besser kennenzulernen, was genau 
vorgesehen ist. Solche Einwohnerversamm-
lungen können auch von allen Interessierten 
bei der BVV beantragt werden.
Während der monatlichen Sitzungen der 
BVV findet außerdem eine Bürgerfrage-
stunde statt. Die Fragen müssen beantwortet 
werden und sie sind eine gute Gelegenheit 
das jeweilige Anliegen öffentlich bekannter 
zu machen. 
Für Menschen, die sich insbesondere von 

Maßnahmen oder Entscheid-
ungen der bezirklichen Ver-
waltung benachteiligt oder 
ungerecht behandelt fühlen 
gibt es den Ausschuss für 
Eingaben und Beschwerden, 
der ebenfalls monatlich tagt.

Bürgerinitiativen können Bürgerentscheide 
erzwingen

Manche Dinge betreffen jedoch größere 
Gruppen von Menschen und da bietet es sich 
an, gemeinsam eine Bürgerinitiative oder 
eine Interessengruppe zu gründen. Diese 
kann z. B. Unterschriften für ein Bürgerbe-
gehren sammeln, das im Erfolgsfall zu einem 
Bürgerentscheid im Bezirk führt. Den gab es 
zuletzt, als es um den Erhalt der Ku’damm-
Bühnen ging, den DIE LINKE aktiv unter-
stützt hatte.
Erscheinen diese Möglichkeiten, aktiv für 
die eigenen Interessen einzutreten ein wenig 

bürokratisch, kompliziert und sogar ein 
wenig abschreckend? Beim ersten Mal mag 
das so sein, aber das ist kein Grund, sich da-
von abhalten zu lassen. Bei der Partei ihrer 
Wahl oder im Büro der BVV finden Inte-
ressierte gewiss Leute, die ihnen weiterhelfen 
können. Wir Bezirksverordnete der LIN-
KEN Charlottenburg-Wilmersdorf sind je-
derzeit gerne für Sie da und freuen uns, Sie 
mit unserer Erfahrung unterstützen zu kön-
nen. Auch dafür sind wir gewählt worden.
Man kann etwas machen und „die da oben“ 
dürfen nur das tun, was ihre Mitmenschen 
ihnen erlauben. Man muss es nur versuchen, 
denn wie alle Sportler und Sportlerinnen 
wissen:
Wer kämpft kann verlieren. Wer nicht 
kämpft, hat schon verloren! 

Marlene Cieschinger
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“…und wie aktuell!” Laura v. 
Wimmersperg, damals eine der 
ersten Protagonisten und heute 
immer noch führend aktiv in der 
Friedensbewegung, gerät fast ins 
Schwärmen: Wie heute die Men-
schen in der occupy-Bewegung 
aufstehen und sich gegen eine 
unglaubliche Bedrohung ihrer 
Zukunftsaus-
sichten stellen, 
so seien sie da-
mals, angesichts 
der drohenden 
Nachrüstungs-
beschlüsse ge-
gen die Stationierung von ato-
maren Mittelstreckenraketen in 
Europa aufgestanden. 

In den 80ern galten Friedens-
demonstrationen noch als poli-
tisch unseriös und extremistisch

Sie schildert die mühevollen 
Anfänge in den 80er Jahren, als 
eine Demonstration noch von 
Vielen als politisch unseriös und 
extremistisch abgelehnt wurde. 
Sie nennt die Erfolge, die im We-
sentlichen darin bestanden, dass 
– oft nach Jahren – der politische 
Druck auf Behörden und Senat 
so stark geworden war, dass diese 
nicht mehr ausweichen konnten. 
Die Städtepartnerschaften Ber-
lins mit Hiroshima und Nagasa-
ki-sind darauf zurück zu führen. 
Den Friedensfilmpreis der Ber-
liner Filmfestspiele verdanken 
wir den Friedensinitiativen, die 
dann nach und nach in allen 
Bezirken entstanden.
Von den Aktionen “Unsere 
Straße – atomwaffenfrei” bis hin 
zur Kampagne “Unsere Stadt 
gegen Atomwaffen” wurde das 
Thema auf die große politische 
Agenda gehoben. Das Ziel der 
„Unabhängigen Kommission für 
Abrüstung und Sicherheit“ unter 
dem ermordeten schwedischen 
Ministerpräsidenten Olof Palme, 
ein atomwaffenfreier Korridor 
in Mitteleuropa, ist nicht im 
luftleeren Raum entstanden.
Die wichtigsten Erfolge der 

Friedensbewegung bestehen da-
rin – und die Friedensinitiative 
Wilmersdorf vor Ort hat daran 
ihren Anteil – dass in und mit 
den vielen Aktionen, Belagerun-
gen, Mahnwachen, Ausstellun-
gen und Festen sich Menschen 
zusammen fanden und auf lo-
ckerer, freiwilliger und parteiü-

bergreifender 
Basis politische 
Meinungsbil-
dung zu einem 
wichtigen The-
ma förderten. 
Meinungsbil-

dung durch gemeinsame Arbeit 
und Diskussion, konkret und 
ansteckend, Aufklärung und 
Meinungsbildung, die langfristig 
das politische Klima verändert. 
Etwas, was Demokratie und die 

Der Friedensinitiative 
verdanken wir den 

Friedenspreis der Ber-
liner Filmfestspiele.

oft zitierte Zivilgesellschaft zu 
jeder Zeit dringend benötigen.

Immer mehr Kriege: die Forde-
rung nach Frieden bleibt aktuell!

Das Thema ‘Frieden und Abrüs-
tung’ bleibt aktuell, auch wenn 
die damalige Konfrontation der 
Blöcke entfallen ist. Die Zahl 
der Kriege und Konfliktregionen 
nimmt stetig zu und die Bundes-
republik will auf diesem Pfad der 
Gewalt mitmischen. Schröders 
NEIN zum 3. Irakkrieg – als lau 
gehandhabte Ausnahme – war 
immerhin der Tatsache geschul-
det, dass nach wie vor eine große 
Mehrheit der Bevölkerung (seit 
Jahren über 70 %) Krieg als Mit-
tel der Politik ablehnt – auch 
als Mittel im Kampf gegen den 
Terror. Letzterer – und das lehrt 

30 Jahre Friedensinitiative in 
Wilmersdorf
Ist nach drei Jahrzehnten die Friedensbewegung überhaupt noch aktuell?

Friedensinitiative W
ilm

ersdorf

nicht nur Afghanistan – wird da-
durch noch gefördert.
“Krieg tötet auch im Frieden”, ein 
Motto der Friedensbewegung gilt 
zu jeder Zeit. Sie verweist nach 
wie vor auf den inneren Zusam-
menhang von Schuldenmachen 
für Kriegsmaterial und –vorbe-
reitung, auf Zerstörung, Not und 
Elend nach der militärischen 
Aktion, auf bleibende leibliche 
und psychische Schäden bei Sol-
daten und Bevölkerung.
In diesem Sinne gratulieren wir 
Laura und ihren Mitstreiterin-
nen und Mitstreitern zum Ju-
biläum und wünschen uns die-
selbe Ausdauer und Fantasie, die 
sie bewiesen haben. 

Eckhard Dietz

Die Initiatoren der Friedensinitiative (von links): Siegfried Burmester und Laura v. Wimmersperg.
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Nimm Kontakt zu uns auf:
Geschäftsstelle des 
Bezirksverbandes
Charlottenburg-Wilmersdorf
Behaimstraße 17
10585 Berlin
Tel. 3377 8168
Nähe U-Bahnhof Richard-Wag-
ner-Platz (U7), Bus M 45
Öffnungszeiten
Montag, Dienstag, Mittwoch
14 bis 18 Uhr
Donnerstag, Freitag
10 bis 18 Uhr

. . . . . . . . . . . . 

Impressum Bezirksbühne

Herausgeber: Bezirksvorstand
DIE.LINKE Charlottenburg-Wilmersdorf
V.i.S.d.P: Walter Mayer
E-Mail: bezirksbuehne@dielinke-charlottenburg-wilmersdorf.de

Wo?
Bei gutem Wetter draußen vor 
Ort; bei schlechtem Wetter nach 
Fotos in der Geschäftsstelle der 
LINKEN in der Behaimstrasse  
17 in Charlottenburg
Wann?
Jeden zweiten Donnerstag im 
Monat von 16.00 bis 18.00 Uhr
Kosten?
Keine; Material muss mitge-
bracht werden.
Vorkenntnisse?
Keine
Unser Mitglied Irmgard Voelz 
(Tel. 0173 / 954 1254) wird bei 

einem ersten Termin 
am Donnerstag, dem 9. Februar 
2012 von 16.00-18.00 Uhr 
das Projekt vorstellen und alle 
Fragen beantworten.
Ort: Geschäftsstelle der LIN-
KEN, Behaimstraße 17, 10585 
Berlin (Charlottenburg, Nähe 
U-Bahnstation Richard-Wag-
ner-Platz, U 7)
Wenn wir viele Bilder gefertigt 
haben, werden sie in der Ge-
schäftsstelle der Linken in einer 
Ausstellung gezeigt .
(Heinrich Zille hat das auch 
schon so gemacht!)

Mitmach-Angebot:
Wir malen und zeichnen
in unserem Kiez

Seit dem Beschluss des 
Bundesparteitags im Okto-
ber 2011 und dem erfolg-
reichen Mitgliederentscheid im 
Dezember 2011 haben wir ein 
Parteiprogramm, in dem die 
Zielsetzung „Demokratischer 
Sozialismus des 21. Jahrhun-
derts“ eine zentrale Perspektive 
benennt und diese mit Forde-
rungen nach einer umfassen-
den Demokratisierung aller 
Lebensbereiche ausfüllt.
In diesem Rahmen spielen Fra-
gen der Demokratisierung der 
Wirtschaft, des Eigentums an 
den Produktionsmitteln und  
der Verfügbarkeit darüber eine 
zentrale Rolle. Allerdings reicht 
es nicht aus, diese  Perspek-
tiven zu begründen und zu be-
schreiben und Forderungen 
aufzustellen. Vielmehr kommt 
es darauf an, sie in die prak-
tische politische Arbeit zu 
übernehmen und mit möglichst 
vielen Akteuren mit Leben zu 
füllen. Dabei sind insbesondere 
die Beschäftigten und ihre Inte-

ressenverbände – die Gewerk-
schaften – angesprochen. 
Deshalb laden wir Euch ein 
zu einer Veranstaltung zum 
Thema	
Wirtschaftsdemokratie
mit  Detlef Hensche, Mit-
glied unserer Partei und ehe-
mals Vorsitzender der Indus-
triegewerkschaft Medien 

am Mittwoch, dem 22. Februar 
2012 um 19.00 Uhr
im Rathaus Wilmersdorf 	
Fehrbelliner Platz 4
(U – Bahnhof Fehrbelliner Platz 
Linien 3 u. 7)
im BVV-Saal, 3 .Stock.

Wir freuen uns auf Eure Teil-
nahme und auf eine spannende 
und richtungsweisende  Dis-
kussion.
Mit vielen guten und solida-
rischen Grüßen!
Die Mitglieder der Bezirks-
vorstände der beteiligten 
Bezirksverbände

Bezirksverbände Charlottenburg-Wilmersdorf – 
Reinickendorf - Spandau - Steglitz - Zehlendorf

Einladung

Redaktionsschluss: 12.1.2012
Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redaktion wieder.

Kommt nach Dresden!
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Auch in diesem Jahr wollen 
am 13. Februar die Neonazis 
Dresden als Aufmarschge-
biet nutzen, um ihre men-
schenverachtende Ideologie 
zu propagieren. Und wieder 
wird sich das antifaschistische 
Bündnis “Dresden Nazifrei” , 
an dem sich auch DIE LINKE 
beteiligt, dem braunen Mob 
entgegenstellen. Wenn ihr 
auch für ein nazifreies Dres-
den sorgen und ein Zeichen 
gegen den braunen Terror 
setzen wollt, kommt am 13. 
Februar in die sächsische 
Landeshauptstadt! Weitere 
Informationen findet ihr un-
ter: www.dresden-nazifrei.
com

Dresden 
nazifrei!

Termine
7.2., 17 Uhr - AK Hartz IV: Betrof-
fene helfen Betroffenen
weitere Termine: jeden 1. und 3. 
Dienstag im Monat 17 Uhr und 
Donnerstags 10 Uhr. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
7.2., 19 Uhr - AK Hartz IV: Mitglie-
dertreffen
weitere Termine: 6.3., 3.4.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
8.2., 19 Uhr - Mitgliederversamm-
lung DIE LINKE Charlottenburg-
Wilmersdorf
weiterer Termin: 14.3.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
9.2., 16 Uhr - Malen und Zeichnen 
im Kiez
für Näheres siehe bitte auch die 
nebenstehende Einladung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
13.2., 19 Uhr - Kommunalpoli-
tischer Arbeitskreis
Ort: Rathaus Wilmersdorf, Raum 
3105
weitere Termine: 27.2., 12.3., 26.3.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
14.2., 19 Uhr - Antikapitalistisch-
Sozialistischer Arbeitskreis
weitere Termine: 13.3.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
21.2., 19 Uhr - AK “Filmclub”
weiterer Termin: 20.3.. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
28.2., 19 Uhr - Sozialpolitischer 
Arbeitskreis. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 
1.3., 19 Uhr - BO Wilmersdorf
weiterer Termin: 5.4.

Wenn nicht anders angegeben, 
finden alle Veranstaltungen in 
der Geschäftsstelle der LINKEN 
Charlottenburg-Wilmersdorf, 
Behaimstraße 17, statt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 


